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Kinderbetreuung
wird stark ausgebaut
DerGrosse Rat segnet denGegenvorschlag zur Kita-Initiative ab.
Die SP zieht diese nun zurück – und verbucht dennoch einen Erfolg.

Hans-Martin Jermann

ImKanton Basel-Stadt wird die
familienergänzende Kinderbe-
treuung stark ausgebaut: Der
GrosseRathat amMittwochein
Massnahmenpaketbeschlossen,
mit dem einerseits die Betreu-
ung und Arbeitsqualität in den
Kitas und Tagesstrukturen ver-
bessert und anderseits die El-
ternfinanziell entlastetwerden.
Den Kanton kostet dies zusätz-
lich zudenbisherigenAusgaben
in der Kinderbetreuung 36Mil-
lionenFrankenpro Jahr.Der zu-
ständige Erziehungsdirektor
ConradinCramer (LDP) sprach
imRat von «einemder Kernge-
schäfte dieser Legislatur».

Kita-Platzkostetkünftig
maximal 1600Franken
Dies nicht von ungefähr: Die
WirkungderMassnahmendürf-
te weit über das vom Grossen
RatBeschlossenehinausgehen.
Aktuell besuchen inBasel-Stadt
rund5500Kinder eineKita, das
entspricht rund der Hälfte aller
Kinder im Vorschulalter. Diese
Zahl wird in den kommenden
Jahrenwohl stark steigen. Auch
weil künftig einBetreuungsplatz
noch maximal 1600 Franken
pro Monat (bisher 2599 Fran-
ken) kostet.DieRegierung sieht
den Ausbau der Kinderbetreu-
ung als zentrales Mittel im
Kampf gegen den Fachkräfte-
mangel sowie als wesentlichen
Faktor der Standortattraktivität
und der Prosperität der Stadt.

Formell abgesegnet hat der
GrosseRatmit93 Ja- gegeneine
Nein-Stimme bei einer Enthal-
tungdenGegenvorschlag seiner

Bildungs- und Kulturkommis-
sion (BKK) zu einer Volksinitia-
tiveder SP.Diese verlangte eine
kostenlose Betreuung für alle
Kinder imVorschulalter an zwei
Tagen pro Woche. Den von der
BKK invielenSitzungenundmit
knappenMehrheitsentscheiden
zusammengeschusterte Kom-
promiss wollte im Grossen Rat
niemandmehrauseinanderneh-
men.EinAntragderRegierung,
den Erlass der Betreuungskos-
ten für das dritte Geschwister-
kind einer Familie aus dem
Gegenvorschlag zu streichen,
wurde mit 72 Nein- bei 15 Ja-
Stimmen und 8 Enthaltungen
deutlich verworfen.

«DerGegenvorschlagbringt
zwar keinen Paradigmenwech-
sel», sagte SP-SprecherinMela-
nieNussbaumerundmeinteda-
mit, dass die Kinderbetreuung
anders als von der Initiative an-
gestrebt auch künftig nicht Teil
des Service public sei. «Doch er
bringt sehr viele Verbesserun-
gen,unddiese schonbald», füg-
te sie an. Bereits am 1.August
2024 – also just zum Start des
kommenden Schuljahres – sol-
lendieNeuerungen lautCramer
in Kraft treten.

Käme es zu einer Volksab-
stimmung über die Initiative,
könntedieserTerminkaumein-
gehaltenwerden. Ganz abgese-
hen davon, dass das Volk den

Ausbau der Kinderbetreuung
auch ablehnen könnte. Ziehen
die linken Initianten ihr Begeh-
ren wie angekündigt zurück, so
wird der Gegenvorschlag ohne
weitereAbstimmungrechtskräf-
tig.

Linke Kritik am Gegenvor-
schlag kam auch von Basta-
Grossrätin Heidi Mück. Man
hätte sich eine stärkere Entlas-
tung von Eltern mit tiefen Ein-
kommen gewünscht. Auch kri-
tisierteMück,dassdie sechsFir-
men-Kitas im Kanton künftig
auchvonBetreuungskostenbei-
trägen des Kantons profitieren,
aber anders als öffentlicheKitas
nicht diskriminierungsfrei zu-
gänglich sind.DerBeschluss zur
UnterstützungderFirmen-Kitas
war ein Zugeständnis an die
Bürgerlichen. Diese sahen ein
etabliertes, für dieMitarbeiten-
den der betroffenen Firmen at-
traktives System gefährdet. In
Basel betreiben Novartis, Ro-
che,Baloise sowiedasUniversi-
tätsspital eigeneKitas.

SPdarfdasGeschäft als
wichtigenSiegverbuchen
Aus Sicht der SVP wird in Basel
schon heute in der familiener-
gänzenden Kinderbetreuung
sehr viel getan. Das System sei
grosszügig, es werde aber von
linker Seite so getan, als starte
man bei null, sagte SVP-Gross-
rat Joël Thüring.Man hätte sich
gerne etwas mehr «liberale
Eigenverantwortung» ge-
wünscht, stimme aber dem
Gegenvorschlag «zähneknir-
schend» zu. Immerhin könne
man so die SP-Initiative mit
ihren«absurdenForderungen»

verhindern, soThüring:«Damit
könnte ein Regierungsrat mit
einem Einkommen von über
250000FrankenseinKindgra-
tis in die Kita gebenwie eine al-
leinstehendeReinigungskraft.»
Auch die Regierung hatte im

Vorfeld die SP-Initiative kriti-
siert: Diese sei mit geschätzten
jährlichen Kosten von 125 Mil-
lionenFranken zu teuer, sie set-
ze falscheAnreize und sie über-
fordere das System. Ihre Wir-
kung hat die Initiative

gleichwohl nicht verfehlt: Sie
setzte eineDebatte inGang, die
letztlich im nun vorliegenden
Gegenvorschlag mündete. Die
SPdarf dasGeschäft trotzRück-
zug der Initiative als wichtigen
Sieg verbuchen.

Bessere Rahmenbedingungen
DerHafen-Initiative der Jusowird einGegenvorschlag
entgegengestellt, der wichtige Punkte davon aufgreift.

Jonas Hoskyn

Bei derTransformationdesHa-
fenareals will das Basler Parla-
ment zwar Rahmenbedingun-
gen schaffen, aber keine starren
Vorgaben. Der Grosse Rat
sprach sich heute für einen
Gegenvorschlag zur Hafen-Ini-
tiative der Juso aus. Diese will
verhindern, dass auf den Area-
len Klybeck- und Westquai ein
Luxusquartier entsteht, und
macht strenge Vorgaben zur
künftigenNutzung: Somüssten
30 Prozent der Gesamtfläche
für gemeinnützige Wohnraum
reserviert werden. Dazu kom-
men Vorgaben zu Sport- und
Grünflächen. Für klassische
Mietwohnungen würde nur
nocheinBruchteil desAreals zur
Verfügung stehen.

Für die Regierung schränkt
die Initiative die Entwicklung
zu sehr ein. «Wir sprechen von
einer sehr langfristigen Ent-
wicklung, da braucht es Spiel-

raum», sagte Baudirektorin Es-
ther Keller. Deshalb lehne die
Regierung die Initiative ab und
plane auch keinen Gegenvor-
schlag. «Die Bevölkerung hat
noch genügend Möglichkeiten,
mitzureden.»

LinksbisRechtswünschen
einenGegenvorschlag
Auch der Bau- und Raumpla-
nungskommission (BRK) war
die Initiative zu starr formuliert.
Da man der Initiative aber
durchaus Chancen einrechnet,
hat die BRK einen Gegenvor-
schlag formuliert, der eine Rei-
he von Punkten aufgreift, aber
offener formuliert ist.

Im Parlament dagegen war
man sich von rechts bis links
einig, dass ein Gegenvorschlag
Sinnmacht:Die Initiative greife
einige legitime Punkte auf, sag-
teSVP-PräsidentPascalMesser-
li.MitLeoniBolz (SP) zeigte sich
auch ein Mitglied des Initiativ-
Komitees positiv angetan vom

Gegenvorschlag. Ihr Antrag,
die Initiative zur Annahme zu
empfehlenwaraber chancenlos.

DieAlternative, diedasBas-
ler Parlament gestern praktisch
einstimmig absegnete, enthält
mehrere Forderungen aus der
Initiative: So etwa die Forde-
rung, dass das gesamte Areal
imEigentumderEinwohnerge-
meinde der Stadt Basel bleiben
soll.AuchdieThemenFrei- und
Grünräume und bezahlbare
Wohnungenwerden imGegen-
vorschlag aufgegriffen. Gleich-
zeitig wird aber beispielsweise
auch die Möglichkeit für Stock-
werkeigentumgeschaffen.

Das Initiativkomitee zeigte
sicherfreut überdenGegenvor-
schlag – «mit gewissen Vorbe-
halten», wie Juso-Präsident
Nino Russano sagt. Dabei gehe
es vor allem umNebenaspekte.
Es sei aber noch nicht entschie-
den, ob man die Initiative nun
zurück ziehe oder zur Abstim-
mung bringenwolle.

Basel-Stadt verschickt
fehlerhafte Begleitblätter
Das Eintreiben der Steuern bereitet dem
Finanzdepartement Kopfzerbrechen.

HelenaQuarck

Der automatisierte Massenver-
sand von Steuerveranlagungen
klappt im Kanton Basel-Stadt
noch immer nicht ganz. Weil
seit Anfang Juli der Versand
aufgrund einer Sofware-Um-
stellung nicht funktionierte,
kameszueinemenormenRück-
stau beim Verschicken von fer-
tiggestelltenSteuerveranlagun-
gen. Nach mehrfachen Tests
wurdendannbeimVersandAn-
fang Oktober dennoch Fehler
festgestellt. 736 Veranlagungen
vonnatürlichenPersonenwaren
mit fehlerhaften Beiblättern
versehen,meldetdasFinanzde-
partement (FD) amMittwoch.

Basel-Stadtnutzt,wie ande-
reKantoneauch,die Steuersoft-
ware «Nest» – bei der Bestand-
teile komplett erneuertwurden.
Beim Massenversand stellte
das FD bestimmte Unstimmig-
keiten fest.Dadurch verzögerte

sich der Versand der Steuer-
veranlagungen anfänglich.

Steuerbetrag soll sich
nichtgeänderthaben
Nach weiteren Tests wurde der
Versand per Anfang Oktober
schrittweise wieder aufgenom-
men – und insgesamt 4694Ver-
anlagungen versandt. Als sich
herausstellte, dass einigedavon
fehlerhaft waren, wurde der
Massenversand unmittelbar
wieder gestoppt. Der Fehler sei
inzwischen inZusammenarbeit
mit der Software-Firma beho-
ben worden, so das Finanz-
departement.

Ebenso gibt das FDEntwar-
nung für den Steuerbetrag:
Die fehlerhaften Unterlagen
würdenkeineAuswirkungenauf
denSteuerbetraghaben.Dieser
bleibe korrekt. Das FD rechnet
mit einer baldigen Wiederauf-
nahme des Massenversands
der Steuerrechnungen.

Mit dem Grossratsbeschluss werden Löhne und Arbeitsbedingungen in den Kitas verbessert. Bild: Key

Rund5500
Kinder im Vorschulalter
besuchen in Basel-Stadt

derzeit eine Kita.

Aus dem Grossen Rat
HotelMerian: Erhalt sei
keineöffentlicheAufgabe

Absage Der Kanton soll aktiv
werdenundsichfinanziell enga-
gieren, damit das Café Spitz er-
haltenbleibt.Das forderteLDP-
Grossrat Michael Hug in einer
Interpellation, nachdem die
Eigentümerinbekannt gegeben
hatte, dass sie denBetrieb 2024
einstellen wird. Seinem Anlie-
genverpasstederRegierungsrat
nun eineAbsage: «Wir sehen es
nicht als öffentliche Aufgabe,
Restaurants und Hotels zu füh-
ren oder die Investoren finan-
ziell zuunterstützen», sagteRe-
gierungsrat Kaspar Sutter. (bz)

GerichtspräsidentErnst
kündigtRücktritt an

Rücktritt Strafgerichtspräsident
René Ernst tritt per Ende 2024
vonseinemAmtzurück.Dashat
erdemGrossenRatbereits jetzt
bekannt gegeben.Der SP-Straf-
richter war wegen einem Urteil
inderBasel-Nazifrei-Prozessrei-
he in die Schlagzeilen geraten.
Der Grund für seinen Rücktritt
sei aber vor allemaltersbedingt,
sagte René Ernst gestern auf
Anfrage. (bz)


